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Die Bundesregierung will Deutschland besser auf Katastrophen und Sicherheitsrisiken vorbereiten. Dafür hat das Bundeska-

binett am 6.11.2024 noch den Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Resilienz kritischer Anlagen, das sog. KRITIS-Dach-

gesetz, auf den Weg gebracht (vgl. PM, Bundesregierung vom gleichen Tag). Wasser, Strom, Lebensmittel oder der öffentli-

che Nahverkehr: Die Versorgung mit diesen und vielen weiteren unentbehrlichen Gütern und Dienstleistungen übernehmen

in Deutschland kritische Infrastrukturen (KRITIS). Sie bilden die Grundlage für das Funktionieren der Gesellschaft. Umso wich-

tiger sei es, dass die kritische Infrastruktur geschützt wird. Dafür hat das Kabinett den Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung

der Resilienz kritischer Anlagen, das KRITIS-Dachgesetz, auf den Weg gebracht. Das Gesetz schaffe den rechtlichen Rahmen

für den Schutz der kritischen Infrastruktur. Dabei werden alle denkbaren Risiken in den Blick genommen, die durch die Natur

oder den Menschen verursacht werden können – sei es ein Unwetter, menschliches Versagen oder ein Sabotageakt. Aus

Sicht von Bundesinnenministerin Nancy Faeser zeigen die russische Aggression in Europa, Sabotageakte, Terroranschläge,

aber auch verheerende Naturkatastrophen wie die Flut im Ahrtal, dass sich Deutschland gegen Krisen und Katastrophen

stärker wappnen muss. „Mit unserem Gesetz zum Schutz kritischer Infrastrukturen machen wir Deutschland deshalb krisen-

fester.“ Man sorge für einen „stärkeren Schutz der Einrichtungen, die für die Versorgung von uns allen mit Wasser, Lebens-

mitteln, Strom oder Telekommunikation lebenswichtig sind“, so die Bundesinnenministerin. Mit dem Gesetz verbessere die

Bundesregierung den physischen Schutz der kritischen Infrastrukturen und stärke damit auch die Versorgungssicherheit in

Deutschland und in Europa. Erstmals werden bundeseinheitlich und sektorübergreifend Vorgaben und Strukturen zur Resi-

lienzstärkung eingeführt. Diese treten neben die Regelungen zur Cybersicherheit kritischer Infrastrukturen. Das Gesetz sieht

insbesondere vor: (1) die bundesweite Identifizierung von kritischen Anlagen, (2) die Einrichtung eines Störungsmonitorings,

(3) Risikoanalysen der Betreiber und von staatlicher Seite sowie (4) Mindestvorgaben für Resilienzmaßnahmen der Betreiber.

Mit dem Gesetzentwurf werde ein Vorhaben des Koalitionsvertrages und zugleich die EU-Richtlinie über die Resilienz kriti-

scher Einrichtungen (CER-RL (EU) 2022/2557) umgesetzt.
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Entscheidungen
EuG: Beteiligung der Banken Crédit agricole

und Credit Suisse an einem Kartell im Sek-

tor der supranationalen Anleihen, Staatsan-

leihen und Anleihen öffentlicher Stellen in

US-Dollar („SSA Bonds“)

Das EuG bestätigt die von der Kommission ge-

troffene Feststellung einer Zuwiderhandlung

und erhält die Höhe der 2021 verhängten Geld-

bußen aufrecht.

Im Jahr 2018 leitete die Europäische Kommission

ein Verfahren wegen Zuwiderhandlung gegen

die Wettbewerbsregeln ein, das die Deutsche

Bank, die Bank of America, Crédit agricole und

Credit Suisse (nunmehr UBS Group) betraf.

Im Jahr 2021 stellte die Kommission fest, dass

sich diese Banken auf dem Sekundärmarkt für

supranationale Anleihen, Staatsanleihen, und

Anleihen öffentlicher Stellen in US-Dollar („SSA

Bonds“) verständigt hatten.

DerKommissionzufolgehabensichbeidiesenBan-

ken beschäftigte Händler über Handels- und Preis-

strategienverständigtundsensibleGeschäftsinfor-

mationenüber ihregegenwärtigenoder künftigen

Tätigkeiten (Preise ihrer Kauf- oder Verkaufsange-

bote, Handelspositionen, Strategie und Verhalten

identifizierterKunden)ausgetauscht.

Dieser Austausch fand über Diskussionsforen im

Internet oder im Wege elektronischer oder tele-

fonischer Diskussionen im Zeitraum vom

19.1.2010 bis zum 24.3.2015 statt.

Die Kommission kam zu dem Schluss, dass sich

die betreffenden Banken an einer einheitlichen

und fortgesetzten Zuwiderhandlung im gesam-

ten EWR beteiligt hätten, die in Vereinbarungen

und/oder aufeinander abgestimmten Verhal-

tensweisen bestanden habe, die eine Einschrän-

kung und/oder Verfälschung des Wettbewerbs

im Sektor der SSA-Anleihen bezweckt hätten.

Sie verhängte daher eine Geldbuße in Höhe von

12,6 Mio. Euro gegen die Bank of America, in

Höhe von 11,9 Mio. Euro gegen Credit Suisse

und in Höhe von 3,9 Mio. Euro gegen Crédit

agricole. Dagegen wurde der Deutschen Bank

aufgrund ihrer Zusammenarbeit im Rahmen der

Untersuchung die Geldbuße erlassen.

Crédit agricole und Credit Suisse erhoben jeweils

Nichtigkeitsklage gegen diesen Beschluss, so-

weit er sie betrifft. Darüber hinaus beantragt

Crédit agricole eine Herabsetzung ihrer Geldbu-

ße. Beide tragen vor, die Kommission habe Beur-

teilungsfehler begangen, zum einen bei der An-

nahme, dass sie an einem wettbewerbswidrigen

Kartell im Sektor der SSA-Anleihen beteiligt ge-

wesen seien, und zum anderen bei der Berech-

nung ihrer jeweiligen Geldbuße.

Das Gericht weist die Klage von Credit Suisse

in vollem Umfang ab. Dagegen erklärt es den

angefochtenen Beschluss in Bezug auf Crédit

agricole für nichtig, jedoch nur insoweit, als die

Kommission die Beteiligung dieser Bank an der

Zuwiderhandlung vom 10. Januar 2013 bis

zum 24.3.2015 festgestellt hat, obwohl sie nur

vom 11.1.2013 bis zum 24.3.2015 nachgewie-

sen war. Dies hat jedoch keinen Einfluss auf

die Höhe der gegen Crédit agricole verhängten

Geldbuße, die das Gericht bei 3 993 000 Euro

belässt.

Das Gericht kommt zu dem Schluss, dass die

Verhaltensweisen der Händler der betreffenden

Banken Teil eines Gesamtplans waren, mit dem

ein einheitliches wettbewerbswidriges Ziel ver-

folgt wurde, auch wenn der Austausch zwischen

den Händlern dieser Banken nach Februar 2013

weniger häufig stattfand. Diese haben nämlich

ihre wettbewerbswidrigen Diskussionen wieder-

holt fortgesetzt, indem sie frei Informationen

über ihre laufenden Handelstätigkeiten ausge-

tauscht haben.

Das Gericht entscheidet ferner, dass die Kommis-

sion rechtsfehlerfrei feststellen konnte, dass mit

den Handlungen der vier betreffenden Banken

ein wettbewerbswidriger Zweck verfolgt wurde

und dass sie daher ihre Auswirkungen auf den

Wettbewerb nicht nachweisen musste. In die-

sem Rahmen ist es der Auffassung, dass die

Kommission weder bei der Beurteilung des wirt-

schaftlichen Kontextes der fraglichen Handlun-

gen noch bei der Beurteilung ihrer hinreichen-

den Schädlichkeit für den Wettbewerb oder bei

der Beurteilung ihrer angeblichen Rechtferti-

gung durch ihre „positiven“ Auswirkungen Feh-

ler begangen habe.

Schließlich bestätigt das Gericht die von der

Kommission angewandte Methode für die Be-

rechnung der Geldbuße. Diese Methode beruhte

nicht, wie üblich, auf dem Umsatz der betreffen-

den Unternehmen, sondern auf einem Wert, der

an dessen Stelle trat. Dieser Wert wurde berech-

net auf der Grundlage des Nennwerts der SSA-

Anleihen, mit denen die mit einer Sanktion be-

legten Banken in der Zeit ihrer individuellen Be-
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